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Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts be­
gründen dagegen für die Vertragspartner der BRD keinerlei 
Pflichten. Als innerstaatliche Akte, die überdies dem Geist 
der betreffenden völkerrechtlichen Verträge widersprechen, 
kommen sie als völkerrechtliches Interpretationsmaterial 
im Sinne der Regelungen aus Art. 31 und 32 der Wiener 
Konvention über das Recht der Verträge vom 23. Mai 1969 
nicht in Betracht.

Der in Art. 27 der Wiener Konvention über das Recht der 
Verträge fixierte völkerrechtliche Grundsatz, daß sich kein 
Staat in bezug auf völkerrechtliche Pflichten auf entgegen­
stehendes oder fehlendes innerstaatliches Recht berufen 
darf, bezieht sich auf die Rechtsprechung innerstaatlicher 
Gerichte ebenso wie auf innerstaatliche Rechtsvorschriften. 
Der BRD-Völkerrechtler О. К i m m i n i c h schreibt zu 
Recht: „Auch durch Urteile höchster Gerichte, z. B. des Ver­
fassungsgerichts, können völkerrechtliche Pflichten nicht 
modifiziert werden.“20

2. Zur Rechtsprechung anderer BRD-Gerichte 
Diese Feststellung gilt gleichermaßen für Entscheidungen 
aller anderen Gerichte der BRD, die entsprechend § 31 Abs. 1 
des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht an die Ent­
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts gebunden sind.

So dehnt z. B. der Bundesgerichtshof in seiner Recht­
sprechung zum Geltungsbereich des Strafrechts den Begriff 
„Inland“ in § 5 Nr. 6 StGB der BRD auf das Territorium 
der DDR aus und mißt auf dem Territorium der DDR be­
gangene Handlungen von DDR-Staatsbürgern am Strafrecht 
der BRD.21 Das geschieht aber nicht in Übereinstimmung 
mit dem Prinzip der passiven Personalität, wonach ein 
Staat solche Handlungen unter Strafe stellen kann, die von 
Ausländern im Ausland begangen werden und in massiver 
Weise seine Rechte und Interessen oder die seiner Bürger 
verletzen. Der Bundesgerichtshof beruft sich vielmehr unter 
Mißachtung der Hoheitsrechte der DDR auf das Schutzrecht 
der BRD und stellt fest, daß das Strafrecht der BRD auch 
für eine auf dem Territorium der DDR von einem DDR- 
Staatsbürger vorgenommene Handlung zum Nachteil eines 
anderen DDR-Bürgers gilt, und zwar selbst dann, wenn 
diese Handlung nach dem Recht der DDR nicht strafbar 
ist.22 23 24 25 26

Das Oberlandesgericht Düsseldorf geht noch einen Schritt 
weiter: Es bestrafte einen Bulgaren für eine in seinem Hei­
matstaat gegenüber DDR-Bürgern vorgenommene Handlung, 
die weder nach dem bulgarischen noch nach dem DDR-Recht 
strafrechtlich verfolgt wurde.- Zu diesem Zweck hat es § 7 
Abs. 1 StGB der BRD so ausgelegt, daß vom Begriff „Deut­
scher“ auch Staatsbürger der DDR erfaßt sein sollen. Außer­
dem hält das Oberlandesgericht die Anwendung des BRD- 
Strafrechts immer dann für gerechtfertigt, wenn in einem 
anderen Staat die Nichtbestrafung einer Handlung im Zu­
sammenhang mit dem Auftreten von DDR-Staatsbürgern 
“zu international anerkannten rechtsstaatlichen Grundsätzen 
in krassem Widerspruch“ stünde.22

Das bedeutet: BRD-Gerichte maßen sich die Befugnis an, 
in der ganzen Welt zu prüfen, wo die Strafverfolgung nicht 
nach „anerkannten rechtsstaatlichen Grundsätzen“ durchge­
führt wird, wie sie die BRD versteht, um dann ggf. das BRD- 
Strafrecht als Korrektiv zur Anwendung zu bringen. Der in­
terventionistische, das Völkerrecht negierende Charakter der 
Rechtsprechung der BRD-Gerichte wird damit klar ausge­
drückt.

Zur Auslegung des Art. 25 des BRD-Grundgesetzes 
über das Verhältnis von Völkerrecht und Bundesrecht

Die hier dargelegte Rechtspraxis der BRD in bezug auf die 
drei Normalisierungsverträge mit der UdSSR, der Volksrepu­
blik Polen und der DDR macht den Mechanismus deutlich, 
der das Verhältnis zwischen dem für die BRD geltenden 
Völkerrecht und dem in der BRD verbindlichen innerstaat­
lichen Recht in dieser Frage bestimmt: Nach dem Abschluß 
der drei bilateralen Verträge werden die ihnen widerspre­
chenden Bestimmungen des Grundgesetzes der BRD nicht 
aufgehoben, und damit wird versäumt, die innerstaatlichen 
Hindernisse für die völkerrechtliche Vertragserfüllung aus

dem Weg zu räumen. Das heißt, es wird unterlassen, die ge­
botene Harmonisierung von Völkerrecht und innerstaatlichem 
Recht herbeizuführen. Die Bestimmungen des Grundgeset­
zes dienen vielmehr als Grundlage für weitere Akte der Ge­
setzgebung und Rechtsprechung, die in innerstaatlich ver­
bindlicher Weise die Normalisierungsverträge mit revanchi­
stischer Zielrichtung aushöhlen und nachträglich einseitig 
korrigieren sollen.

Im Gegensatz zur allgemeinen Theorie und Praxis, die 
Völkerrecht und innerstaatliches Recht als gleichwertig ein- 
ordnen2'1, gibt die BRD ihrem innerstaatlichen Recht den 
Vorrang vor dem Völkerrecht. Die sozialistischen Staaten, 
die dieser doppelbödigen Position der BRD als Vertragspart­
ner gegenüberstehen, weisen eine solche Praxis konsequent 
zurück und bestehen auf der s'trikten Erfüllung dieser Ver­
träge. Geist und Buchstaben dieser Abkommen lassen keinen 
Raum für „großdeutsche Ansprüche“.

Man könnte annehmen, die BRD sehe sich durch Art. 25 
des Grundgesetzes zu einer Änderung ihrer von revanchisti­
schen Positionen geprägten Rechtspraxis genötigt. Dieser Ar­
tikel lautet: „Die allgemeinen Regeln des Völkerrechts sind 
Bestandteil des Bundesrechts. Sie gehen den Gesetzen vor 
und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Be­
wohner des Bundesgebietes.“

Bei Art. 25 geht es also nicht um die Transformation der 
einzelnen von der BRD abgeschlossenen völkerrechtlichen 
Verträge in innerstaatliches Recht, sondern um die generelle 
Transformation der im Völkergewohnheitsrecht verankerten 
„allgemeinen Regeln des Völkerrechts“. Die Vermutung läge 
nahe, hierunter — ähnlich wie nach Art. 8 Abs. 1 der Ver­
fassung der DDR — die zwingenden Grundprinzipien des 
Völkerrechts und ggf. noch einige universell geltende Regeln 
des Völkergewohnheitsrechts zu verstehen. Das hätte dann 
zur Folge, daß z. B. der Inhalt des völkerrechtlichen Inter­
ventionsverbots als Verfassungsregel oberstes Bundesrecht 
der BRD wäre, mit dem u. a. gerichtliche Entscheidungen der 
oben beschriebenen Art, durch die völkerrechtliche Verträge 
der BRD in revanchistischer Weise ausgehöhlt werden sollen, 
unvereinbar und damit rechtsungültig wären.

Gegen eine solche Auslegung des Art. 25 des Grundge­
setzes sind aber in der Praxis der BRD gleich mehrere Riegel 
vorgeschoben:

Zum einen wird von Theorie und Praxis der BRD der 
Kreis der in Frage kommenden „allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts“ sehr restriktiv interpretiert. Der BRD-Völker­
rechtler W. R u d o l f  führt dazu aus: „Der von Art. 25 GG 
betroffene Normenbestand ist darum nur gering, so daß der 
Völkerrechtsklausel praktisch kaum große Bedeutung zu­
kommt.“®

Zum anderen kann das Bundesverfassungsgericht gemäß 
Art. 100 Abs. 2 des Grundgesetzes darüber befinden, „ob 
eine Regel des Völkerrechts Bestandteil des Bundesrechts ist 
und ob sie unmittelbar Rechte und Pflichten für den einzel­
nen erzeugt“. Damit entscheidet das Bundesverfassungsge­
richt darüber, an welche Regeln des „allgemeinen Völker­
rechts“ die BRD gebunden ist.

Eine Untersuchung von BRD-Völkerrechtlern zur Recht­
sprechung des Bundesverfassungsgerichts hat ergeben, daß 
„die Zahl der Entscheidungen, in denen dem (bundes-)deut- 
schen Recht inkorporierte allgemeine Völkerrechtsregeln 
festgestellt wurden, nur gering“ war.20 Außerdem stellte das 
Bundesverfassungsgericht entgegen dem Wortlaut des Art. 25 
des Grundgesetzes fest, daß die ohnehin stark eingeengte 
Zahl der relevanten Völkerrechtsregeln für die Bewohner des 
Bundesgebietes gar nicht unmittelbar Rechte und Pflichten
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